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GESETZESTEXTE UND RICHTLINIE IM WORTLAUT 

Richtlinie zur Förderung Koordinierender Kinderschutzstellen 
 

Richtlinie zur Förderung Koordinierender Kinderschutzstellen KoKi – 
Netzwerk frühe Kindheit 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Familie, Arbeit 
und Soziales 

vom 21. Januar 2020, Az. V2/6524.01/32 
(BayMBl. Nr. 52) 

Zitiervorschlag: Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für 
Familie, Arbeit und Soziales über die Richtlinie zur Förderung Koordinierender 
Kinderschutzstellen KoKi vom 21. Januar 2020 (BayMBl. Nr. 52) 
1Der Freistaat Bayern gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der 
allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen (insbesondere Art. 23, 44 der 
Bayerischen Haushaltsordnung – BayHO, der dazu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften und der Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung an kommunale Körperschaften) 
Zuwendungen zur Förderung einer flächendeckenden Regelstruktur 
Koordinierender Kinderschutzstellen. 2Die Förderung erfolgt ohne 
Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 

1. Zweck der Zuwendung 
1Den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe obliegt die 
Gesamtverantwortung für die Erfüllung der Aufgaben nach dem Achten Buch 
Sozialgesetzbuch (§ 79 SGB VIII). 2Aufgabe der obersten Landesjugendbehörde 
ist, die Weiterentwicklung der Jugendhilfe anzuregen und zu fördern (§ 82 Abs. 1 
SGB VIII). 3Zur Weiterentwicklung des präventiven Kinderschutzes durch Frühe 
Hilfen unterstützt der Freistaat Bayern Kommunen bei der Etablierung sozialer 
Frühwarn- und Fördersysteme. 4Gefördert werden Koordinierende 
Kinderschutzstellen (KoKi – Netzwerk frühe Kindheit). 5Ziel der Förderung ist es, 
belastete Eltern mit Säuglingen und Kleinkindern frühzeitig zu erreichen und sie 
passgenau zu unterstützen, um so Überforderungssituationen zu vermeiden, die 
zu Misshandlung und Vernachlässigung von Kindern führen können. 6Hierzu 
knüpft die Koordinierende Kinderschutzstelle ein interdisziplinäres Netzwerk 
zwischen allen Berufsgruppen, die sich wesentlich mit Säuglingen und 
Kleinkindern befassen. 7Überforderung der Eltern und andere Risikofaktoren für 
die kindliche Entwicklung sowie für das Kindeswohl sollen frühzeitig erkannt 
werden, damit ihnen durch zuverlässige und institutionsübergreifende 
Unterstützung begegnet werden kann. 8Die Phase der frühen Kindheit ist 
entscheidend für die weitere Entwicklung eines Kindes, insbesondere was 
Stresstoleranz, Bindungs- und Bildungsfähigkeit anbelangt. 9Neben der 
Vermeidung von Kindeswohlgefährdungen werden durch die Förderung elterlicher 
Beziehungs- und Erziehungskompetenzen positive Entwicklungschancen für 
Kinder geschaffen. 10Dies ist ein elementarer Beitrag zur Schaffung von 
Chancen- und Bildungsgerechtigkeit. 
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2. Gegenstand der Förderung 
2.1 Einrichtung der Koordinierenden Kinderschutzstelle 
1Die Einrichtung der Koordinierenden Kinderschutzstelle erfolgt zwingend im 
Verantwortungsbereich des Jugendamtes. 2Die Koordinierende 
Kinderschutzstelle unterstützt potenziell oder akut belastete Familien durch 
Aufbau, Pflege und Weiterentwicklung systematischer, interdisziplinärer 
Netzwerke aller am Kinderschutz beteiligter Akteure. 
 
2.2 Zielgruppe der Koordinierenden Kinderschutzstelle 
1Zielgruppe der Koordinierenden Kinderschutzstelle sind insbesondere Familien 
mit Säuglingen und Kleinkindern, deren soziale und ökonomische 
Lebensverhältnisse auf Benachteiligung und Belastung hinweisen und die 
gezielter und qualifizierter Unterstützung bedürfen (selektive/sekundäre 
Prävention). 2Risiko- und Schutzfaktoren sollen frühzeitig erkannt, Risikofaktoren 
minimiert und Schutzfaktoren aufgebaut werden. 3Durch die Netzwerkarbeit der 
Koordinierenden Kinderschutzstellen sollen etwaige Hemmschwellen von 
Familien und Netzwerkpartnern gegenüber der Kinder- und Jugendhilfe weiter 
abgebaut und so niedrigschwellige Angebote gestärkt werden. 4Eltern sollen auch 
in belasteten Lebenssituationen in die Lage versetzt werden, ihrer 
Erziehungsverantwortung gerecht zu werden. 
 
2.3 Netzwerkbildung 
1Bei der Netzwerkbildung sind sozialräumliche Strukturen zu beachten. 
2Entsprechend der bestehenden Sozialräume kann in einem Jugendamtsbezirk – 
insbesondere in Ballungsräumen – die Einrichtung mehrerer Koordinierender 
Kinderschutzstellen erforderlich sein. 3Die Anzahl der notwendigen 
Koordinierenden Kinderschutzstellen ist auf der Grundlage der bestehenden 
Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII zu ermitteln (zum Beispiel Sozialräume, 
Organisationsstruktur in Großstädten, Flächenlandkreisen, besondere soziale 
„Brennpunkte“, Anzahl Familien mit Migrationshintergrund etc.). 
 
2.4 Erfüllung der Aufgaben nach § 8a SGB VIII 
1Die Koordinierende Kinderschutzstelle agiert im präventiven Bereich. 2Sie 
arbeitet personell und organisatorisch von der für die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 8a SGB VIII zuständigen Stelle getrennt. 3Die Schnittstelle zwischen 
Koordinierender Kinderschutzstelle und dieser Stelle ist in der 
Kinderschutzkonzeption (Nr. 4.3) darzulegen. 
 
3. Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in 
Bayern. 
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
Die Zuwendungsempfänger haben nachfolgende Leistungen als 
Zuwendungsvoraussetzung zu erbringen: 
 
4.1 Netzwerkarbeit 
Der Zuwendungsempfänger muss Netzwerkarbeit im nachstehenden Umfang 
leisten: 
4.1.1  
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1Netzwerkarbeit umfasst den Aufbau, die Erweiterung, Pflege und 
Weiterentwicklung verbindlicher regionaler Netzwerke zur frühzeitigen 
Unterstützung von Familien. 2Durch Bündelung vorhandener Kompetenzen vor 
Ort und verbindliche sowie nachhaltige interdisziplinäre Zusammenarbeit soll eine 
optimale Unterstützung der Zielgruppe ermöglicht werden. 3Die Netzwerkarbeit 
bedingt die Einbindung möglichst aller Professionen, die sich wesentlich mit der in 
Nr. 2 genannten Zielgruppe befassen. 4Wichtige Netzwerkpartner sind daher 
unter anderem Geburtskliniken, Hebammen und Entbindungspfleger, 
Gesundheitsämter, Ärzte, Psychiatrien, Kliniken, Schwangerenberatungsstellen, 
Erziehungsberatungsstellen, Kindertagesstätten, weitere Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, Frühförderstellen, Träger der Grundsicherung, Sucht- 
und Drogenberatungsstellen, Frauenschutzeinrichtungen, 
Schuldnerberatungsstellen, Polizei und ehrenamtliche Akteure. 
 
4.1.2  
1Neben der Koordination von geeigneten Hilfeangeboten umfasst die 
Netzwerkarbeit auch die Schaffung von systematischen Zugängen zur Zielgruppe 
durch eine verbindliche Zusammenarbeit mit dem Gesundheitswesen. 
2Insbesondere mit Geburtskliniken sollen gemeinsame Instrumente erarbeitet 
werden, die eine Einschätzung der Risiko- und Schutzfaktoren ermöglichen. 
3Zusätzlich sollen verbindliche Absprachen über das weitere Vorgehen getroffen 
werden. 
 
4.1.3  
1Um eine bestmögliche Vernetzung zu gewährleisten, ist eine Analyse der 
Kooperationspartner, ihrer Aufgaben und Angebote, fachlicher Ressourcen und 
Grenzen sowie der Zielgruppe vor Ort notwendig.2Die Analyse umfasst auch die 
Prüfung der Angebote auf Akzeptanz und Erreichbarkeit. 3Insbesondere 
aufsuchende Hilfeangebote sollen in das Netzwerk eingebunden werden. 
4.1.4  
Ziele der Netzwerkarbeit sind unter anderem die Verbesserung der gegenseitigen 
Kenntnis und Akzeptanz der einzelnen Netzwerkpartner, gemeinsame 
Sprachregelungen, transparente Übergaberegelungen und verbindliche 
Standards im präventiven Kinderschutz. 
 
4.1.5  
Geeignete Mittel, um die Ziele der Netzwerkarbeit zu erreichen, sind etwa die 
Einrichtung Runder Tische, Arbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB VIII oder 
vergleichbarer (auch virtueller) Kommunikationsplattformen zum fachlichen 
Austausch aller Berufsgruppen und Institutionen, die Frühe Hilfen anbieten. 
 
4.1.6  
Die gegenseitige Vertretung von Kommunen untereinander ist nur im Rahmen der 
Netzwerkarbeit gestattet. 
 
4.2  
Navigationsfunktion 
1Neben der Netzwerkarbeit als allgemeine, strukturelle Zusammenarbeit hat die 
Koordinierende Kinderschutzstelle Eltern entsprechend ihrem individuellen Bedarf 
innerhalb des Jugendamtes oder an geeignete Netzwerkpartner zu vermitteln und 
den Übergang an der Schnittstelle zwischen zwei Netzwerkpartnern auf Wunsch 
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unterstützend zu begleiten. 2Bei der Zusammenarbeit im Einzelfall sind 
insbesondere die Regelungen des Sozialdatenschutzes zu beachten. 
 
4.3  
Netzwerkbezogene Kinderschutzkonzeption 
 
4.3.1  
1Der Zuwendungsempfänger hat eine netzwerkbezogene Kinderschutzkonzeption 
zu erstellen, die Grundlage der Netzwerkarbeit ist. 2Die netzwerkbezogene 
Kinderschutzkonzeption ist aus einer zielgruppenspezifischen Angebots- und 
Bedarfsanalyse der Region heraus zu entwickeln und muss vorhandene 
Angebote Früher Hilfen erfassen. 
 
4.3.2  
1Sie ist gemeinsam mit den Netzwerkpartnern zu entwickeln, sollte vom 
Jugendhilfeausschuss beschlossen und von den Netzwerkpartnern unterzeichnet 
werden. 2Die Konzeption muss eine klare Zuweisung von Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten im Netzwerk sowie Mechanismen zur Erfolgskontrolle 
enthalten. 3Die netzwerkbezogene Kinderschutzkonzeption wird im Rahmen der 
Netzwerkarbeit weiterentwickelt und fortgeschrieben. 
 
4.3.3  
1Inhaltlich soll die netzwerkbezogene Kinderschutzkonzeption insbesondere 
Aussagen zu folgenden Punkten enthalten: 
– Ausgangslage: strukturierte Darstellung bestehender Angebote Früher Hilfen 

sowie nicht gedeckter Bedarf, 
– Zielsetzung, 
– Zielerreichung: Umsetzung und Methodik, 
– organisatorische Eingliederung der Koordinierenden Kinderschutzstelle im 

Jugendamt, 
– Räumlichkeiten der Koordinierenden Kinderschutzstelle, 
– Erreichbarkeit/Vertretungsregelungen, 
– Schnittstellenmanagement zu anderen Fachbereichen innerhalb des 

Jugendamtes; insbesondere Definition der Schnittstelle zu der für die Erfüllung 
der Aufgaben nach § 8a SGB VIII zuständigen Stelle, 

– regionale politische Beschlussfassung, 
– Planung hinsichtlich der Weiterentwicklung und Fortschreibung der Konzeption, 
– Konzept zur Öffentlichkeitsarbeit. 
2Die netzwerkbezogene Kinderschutzkonzeption ist unter namentlicher Nennung 
der an der Koordinierenden Kinderschutzstelle tätigen Fachkräfte sowie der 
Netzwerkpartner mit Beschreibung des Aufgaben- und Kompetenzbereichs, 
Telefonnummer und E-Mail-Adresse in geeigneter Weise zu veröffentlichen (zum 
Beispiel eigene Homepage der Koordinierenden Kinderschutzstelle). 
 
4.4  
Personelle Ausstattung und berufliche Qualifikation 
 
4.4.1  
1Um den fachlichen Anforderungen gerecht werden zu können, sind pro 
Koordinierender Kinderschutzstelle in der Regel mindestens 1,5 Vollzeitstellen 
erforderlich. 2In begründeten Fällen ist eine Vollzeitstelle ausreichend; in diesem 
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Fall ist die Sicherstellung der verlässlichen und kontinuierlichen Vertretung in der 
netzwerkbezogenen Kinderschutzkonzeption (vgl. Nr. 4.3) konkret darzulegen. 
 
4.4.2  
Um die Organisation und den Arbeitsablauf nicht wesentlich zu beeinträchtigen, 
darf die regelmäßige Arbeitszeit einer teilzeitbeschäftigten Fachkraft die Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit einer vollzeitbeschäftigten Fachkraft nicht 
unterschreiten. 
 
4.4.3  
1Die eingesetzte Fachkraft muss ein Studium an einer Hochschule für 
angewandte Wissenschaften in der Ausbildungsrichtung Soziale Arbeit oder eine 
mindestens gleichwertige Ausbildung in einer anderen geeigneten Fachrichtung 
abgeschlossen haben. 2Sie muss über die notwendigen Fachkenntnisse und 
Fähigkeiten auf sozialpädagogischem und psychologischem Gebiet sowie über 
einschlägige Rechtskenntnisse verfügen. 3Praktische Erfahrungen im Arbeitsfeld 
der Bezirkssozialarbeit oder in Spezialdiensten der Kinder- und Jugendhilfe sind 
nachzuweisen. 
 
4.4.4  
1Die eingesetzte Fachkraft soll auf dem Themengebiet der Frühen Hilfen 
fortgebildet werden. 2Hierzu bietet das Zentrum Bayern Familie und Soziales – 
Bayerisches Landesjugendamt während der Etablierungsphase ein 
entsprechendes Fortbildungsangebot an. 3Schwerpunkte liegen in den 
Aufgabenbereichen „Kooperation und Vernetzung“ sowie im Bereich „frühe 
Kindheit“, insbesondere in der präventiven Bindungsförderung und der 
entwicklungspsychologischen Beratung. 
 
4.5  
Empfehlungen und Evaluation 
 
4.5.1  
Zur Sicherstellung einer landesweit einheitlichen Umsetzung des 
Förderprogramms gibt das Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 
fachliche Empfehlungen heraus. 
 
4.5.2  
Zur Weiterentwicklung der Strukturen im Bereich Früher Hilfen in Bayern wird das 
Förderprogramm evaluiert, der Zuwendungsempfänger hat an der Evaluation 
teilzunehmen. 
 
4.6  
Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit 
 
4.6.1  
Durch methodische und medienwirksame Darstellung der Aufgaben und 
Leistungen wird ein positives Bild der Koordinierenden Kinderschutzstellen in der 
Bevölkerung geschaffen. 
 
4.6.2  
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1Die Koordinierende Kinderschutzstelle hat auf Briefköpfen und Materialien der 
Öffentlichkeitsarbeit sowie zur Kennzeichnung der Räumlichkeiten das vom 
Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales entwickelte Logo (Download 
unter www.stmas.bayern.de/design/logos.htm) zu verwenden und an geeigneten 
Stellen auf die Internetseite www.kinderschutz.bayern.de hinzuweisen, auf der 
weitere und aktuelle Informationen eingestellt sind. 2Damit wird ein landesweit 
einheitliches, identifizierbares Leistungsangebot mit Wiedererkennungswert 
geschaffen. 
 
4.7  
Eigenbeteiligung 
Die staatliche Förderung setzt eine mindestens gleich hohe Beteiligung des 
Zuwendungsempfängers voraus. 
 
5. Art und Umfang der Förderung 
5.1 Art der Förderung 
1Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung als 
Festbetragsfinanzierung (Personalkostenzuschuss) gewährt. 
2Bewilligungszeitraum ist das Haushaltsjahr. 
5.2 Umfang der Förderung 
1Eine vollzeitbeschäftigte Fachkraft wird mit einem Festbetrag bis zu 16 500 Euro 
jährlich gefördert. 2Bei Fachkräften in Teilzeit reduziert sich die Förderung 
anteilig. 
 
6. Mehrfachförderungen 
Eine Förderung nach dieser Richtlinie entfällt, wenn für den gleichen 
Zuwendungszweck andere Mittel des Freistaates Bayern, des Bundes oder der 
Europäischen Union in Anspruch genommen werden. 
7. Sachliche Zuständigkeit 
Die Regierungen sind für den Vollzug dieser Richtlinie sachlich zuständig. 
 
8. Antrag; Form und Frist 
1Der Antrag auf Förderung ist schriftlich vor Beginn des Bewilligungszeitraums 
(siehe Nr. 5.1 Satz 2) zu stellen. 2Der aktuelle Stand bzw. die Weiterentwicklung 
der netzwerkbezogenen Kinderschutzkonzeption (Nr. 4.3) ist beizufügen. 3Die 
Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn gilt mit Eingang des Antrags bei 
der Bewilligungsbehörde als erteilt, wenn im vorhergehenden 
Bewilligungszeitraum Zuwendungen bewilligt wurden und keine wesentlichen 
Änderungen der Bewilligungsvoraussetzungen eingetreten sind. 
 
9. Nachweis und Prüfung der Verwendung 
1Der Nachweis der Verwendung, der aus einem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen Nachweis besteht, muss bis spätestens 31. März des Folgejahres 
bei der jeweils zuständigen Regierung eingereicht werden. 2Ein einfacher 
Verwendungsnachweis ist zugelassen. 3Von den eingereichten Sachberichten ist 
jeweils eine Fertigung an das Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 
weiterzuleiten. 
 
10. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
1Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 2022 außer Kraft. 
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Dr. Markus Gruber 
Ministerialdirektor 
 
Richtlinie zur Förderung Koordinierender Kinderschutzstellen KoKi – Netzwerk 
frühe Kindheit - Bürgerservice (gesetze-bayern.de) 
 

Sozialgesetzbuch (SGB VIII) Achtes Buch Kinder- und Jugendhilfe  

§ 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko 
im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame 
Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das 
Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in 
die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher 
Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem 
Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Jugendamt 
zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und 
notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so 
hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht 
bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des 
Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder 
den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.  

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer 
Leistungsträger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig 
ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten 
hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die 
Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet 
das Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen 
selbst ein.  

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die 
Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass  

1.deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die 
Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine 
Gefährdungseinschätzung vornehmen,  

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend 
hinzugezogen wird sowie  

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die 
Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.  
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In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend 
hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung 
aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf 
die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, 
und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet 
werden kann.  

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die 
Gewährung von Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, 
deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung 
nach § 8a erforderlich ist. Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches 
zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die 
Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt werden 
sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird.  

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/8a.html  

§ 8b SGB VIII Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und 
Jugendlichen 

(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben 
bei der Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem 
örtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit 
erfahrene Fachkraft.  

(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder 
für einen Teil des Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die 
zuständigen Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger der 
Jugendhilfe Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher 
Handlungsleitlinien  

1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie  

2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an strukturellen 
Entscheidungen in der Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in persönlichen 
Angelegenheiten. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/8b.html  

§ 20 SGB VIII Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen 

(1) Fällt der Elternteil, der die überwiegende Betreuung des Kindes übernommen 
hat, für die Wahrnehmung dieser Aufgabe aus gesundheitlichen oder anderen 
zwingenden Gründen aus, so soll der andere Elternteil bei der Betreuung und 
Versorgung des im Haushalt lebenden Kindes unterstützt werden, wenn 

1. er wegen berufsbedingter Abwesenheit nicht in der Lage ist, die Aufgabe 
wahrzunehmen, 

2. die Hilfe erforderlich ist, um das Wohl des Kindes zu gewährleisten, 

3. Angebote der Förderung des Kindes in Tageseinrichtungen oder in 
Kindertagespflege nicht ausreichen. 
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(2) Fällt ein allein erziehender Elternteil oder fallen beide Elternteile aus 
gesundheitlichen oder anderen zwingenden Gründen aus, so soll unter der 
Voraussetzung des Absatzes 1 Nummer 3 das Kind im elterlichen Haushalt 
versorgt und betreut werden, wenn und solange es für sein Wohl erforderlich ist. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/20.html  

§ 27 SGB VIII Hilfe zur Erziehung 

(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines 
Jugendlichen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und 
die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist.  

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. 
Art und Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; 
dabei soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen 
einbezogen werden. Die Hilfe ist in der Regel im Inland zu erbringen; sie darf nur 
dann im Ausland erbracht werden, wenn dies nach Maßgabe der Hilfeplanung zur 
Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall erforderlich ist. 

(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses 
erforderlich, so entfällt der Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass 
eine andere unterhaltspflichtige Person bereit ist, diese Aufgabe zu übernehmen; 
die Gewährung von Hilfe zur Erziehung setzt in diesem Fall voraus, dass diese 
Person bereit und geeignet ist, den Hilfebedarf in Zusammenarbeit mit dem Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe nach Maßgabe der §§ 36 und 37 zu decken. 

 (3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere die Gewährung pädagogischer und 
damit verbundener therapeutischer Leistungen. Sie soll bei Bedarf Ausbildungs- 
und Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne des § 13 Absatz 2 einschließen.  

(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres Aufenthalts in einer 
Einrichtung oder einer Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so umfasst die Hilfe 
zur Erziehung auch die Unterstützung bei der Pflege und Erziehung dieses Kindes. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/27.html  

§ 61 SGB VIII Anwendungsbereich 

(1) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung in der 
Jugendhilfe gelten § 35 des Ersten Buches, §§ 67 bis 85a des Zehnten Buches 
sowie die nachfolgenden Vorschriften. Sie gelten für alle Stellen des Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe, soweit sie Aufgaben nach diesem Buch wahrnehmen. Für 
die Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Buch durch kreisangehörige 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die nicht örtliche Träger sind, gelten die Sätze 
1 und 2 entsprechend.  

(2) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung im 
Rahmen der Tätigkeit des Jugendamts als Amtspfleger, Amtsvormund, Beistand 
und Gegenvormund gilt nur § 68.  

(3) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in 
Anspruch genommen, so ist sicherzustellen, dass der Schutz der 
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personenbezogenen Daten bei der Erhebung und Verwendung in entsprechender 
Weise gewährleistet ist.  

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/61.html  

§ 62 SGB VIII Datenerhebung 

(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung der 
jeweiligen Aufgabe erforderlich ist. 

(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Er ist über die Rechtsgrundlage 
der Erhebung sowie die Zweckbestimmungen der Erhebung und Verwendung 
aufzuklären, soweit diese nicht offenkundig sind. 

(3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen Sozialdaten nur erhoben werden, 
wenn  

1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder 

2. ihre Erhebung beim Betroffenen nicht möglich ist oder die jeweilige Aufgabe ihrer 
Art nach eine Erhebung bei anderen erfordert, die Kenntnis der Daten aber 
erforderlich ist für  

a) die Feststellung der Voraussetzungen oder für die Erfüllung einer Leistung 
nach diesem Buch oder 

b) die Feststellung der Voraussetzungen für die Erstattung einer Leistung nach 
§ 50 des Zehnten Buches oder 

c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48a und nach § 52 oder 

d) die Erfüllung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a oder 

3. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern 
würde und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen 
des Betroffenen beeinträchtigt werden oder 

4. die Erhebung bei dem Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft gefährden 
würde. 

(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an der 
Leistung beteiligt, so dürfen die Daten auch beim Leistungsberechtigten oder einer 
anderen Person, die sonst an der Leistung beteiligt ist, erhoben werden, wenn die 
Kenntnis der Daten für die Gewährung einer Leistung nach diesem Buch notwendig 
ist. Satz 1 gilt bei der Erfüllung anderer Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 3 
entsprechend. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/62.html  
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§ 63 SGB VIII Datenspeicherung 

(1) Sozialdaten dürfen gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung der 
jeweiligen Aufgabe erforderlich ist. 

(2) Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe 
erhoben worden sind, dürfen nur zusammengeführt werden, wenn und solange 
dies wegen eines unmittelbaren Sachzusammenhangs erforderlich ist. Daten, die 
zu Leistungszwecken im Sinne des § 2 Absatz 2 und Daten, die für andere 
Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 3 erhoben worden sind, dürfen nur 
zusammengeführt werden, soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/63.html  

§ 64 SGB VIII Datenübermittlung und -nutzung 

(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden, zu dem sie 
erhoben worden sind. 

(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben nach § 69 des Zehnten 
Buches ist abweichend von Absatz 1 nur zulässig, soweit dadurch der Erfolg einer 
zu gewährenden Leistung nicht in Frage gestellt wird. 

(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die der verantwortlichen Stelle nicht 
angehört, sind die Sozialdaten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit 
die Aufgabenerfüllung dies zulässt. 

(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke der 
Planung im Sinne des § 80 gespeichert oder genutzt werden; sie sind unverzüglich 
zu anonymisieren. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/64.html  

§ 65 SGB VIII Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen und 
erzieherischen Hilfe 

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum 
Zwecke persönlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von 
diesem nur weitergegeben werden  

1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder 

2. dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a Absatz 2, wenn 
angesichts einer Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen 
ohne diese Mitteilung eine für die Gewährung von Leistungen notwendige 
gerichtliche Entscheidung nicht ermöglicht werden könnte, oder 

3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzuständigkeit im 
Jugendamt oder eines Wechsels der örtlichen Zuständigkeit für die Gewährung 
oder Erbringung der Leistung verantwortlich ist, wenn Anhaltspunkte für eine 
Gefährdung des Kindeswohls gegeben sind und die Daten für eine Abschätzung 
des Gefährdungsrisikos notwendig sind, oder 
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4. an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
nach § 8a hinzugezogen werden; § 64 Absatz 2a bleibt unberührt, oder 

5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Absatz 1 oder 3 des 
Strafgesetzbuchs genannten Personen dazu befugt wäre. 

Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so dürfen sie vom Empfänger 
nur zu dem Zweck weitergegeben werden, zu dem er diese befugt erhalten hat. 

(2) § 35 Absatz 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behördeninternes 
Weitergabeverbot nach Absatz 1 besteht. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/65.html  

§ 68 SGB VIII Sozialdaten im Bereich der Beistandschaft, Amtspflegschaft und 
der Amtsvormundschaft 

(1) Der Beamte oder Angestellte, dem die Ausübung der Beistandschaft, 
Amtspflegschaft oder Amtsvormundschaft übertragen ist, darf Sozialdaten nur 
verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist. Die Nutzung 
dieser Sozialdaten zum Zwecke der Aufsicht, Kontrolle oder Rechnungsprüfung 
durch die dafür zuständigen Stellen sowie die Übermittlung an diese ist im Hinblick 
auf den Einzelfall zulässig. Die Informationspflichten nach Artikel 13 und 14 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 
April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 
1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden 
Fassung bestehen nur, soweit die Erteilung der Informationen 

1. mit der Wahrung der Interessen der minderjährigen Person vereinbar ist und 

2. nicht die Erfüllung der Aufgaben gefährdet, die in der Zuständigkeit des 
Beistands, des Amtspflegers oder des Amtsvormundes liegen. 

(2) § 84 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 

(3) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 der 
Verordnung (EU) 2016/679 besteht nicht, soweit die betroffene Person nach Absatz 
1 Satz 3 nicht zu informieren ist oder durch die Auskunftserteilung berechtigte 
Interessen Dritter beeinträchtigt würden. Einer Person, die unter Beistandschaft, 
Amtspflegschaft oder Amtsvormundschaft gestanden und ihr 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, kann Auskunft erteilt werden, soweit sie die erforderliche 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit besitzt und die Auskunftserteilung nicht nach Satz 1 
ausgeschlossen ist. Nach Beendigung einer Beistandschaft hat darüber hinaus der 
Elternteil, der die Beistandschaft beantragt hat, einen Anspruch auf Kenntnis der 
gespeicherten Daten, solange der junge Mensch minderjährig ist, der Elternteil 
antragsberechtigt ist und die Auskunftserteilung nicht nach Satz 1 ausgeschlossen 
ist. 

(4) Personen oder Stellen, an die Sozialdaten übermittelt worden sind, dürfen diese 
nur zu dem Zweck speichern und nutzen, zu dem sie ihnen nach Absatz 1 befugt 
übermittelt worden sind. 
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(5) Für die Tätigkeit des Jugendamts als Gegenvormund gelten die Absätze 1 bis 
4 entsprechend. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/68.html  

§ 76 SGB VIII Beteiligung anerkannter Träger der freien Jugendhilfe an der 
Wahrnehmung anderer Aufgaben 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe können anerkannte Träger der freien 
Jugendhilfe an der Durchführung ihrer Aufgaben nach den §§ 42, 42a, 43, 50 bis 
52a und 53 Absatz 2 bis 4 beteiligen oder ihnen diese Aufgaben zur Ausführung 
übertragen. 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe bleiben für die Erfüllung der Aufgaben 
verantwortlich. 

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/76.html  

§ 80 SGB VIII Jugendhilfeplanung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im Rahmen ihrer 
Planungsverantwortung 

1. den Bestand an Einrichtungen und Diensten festzustellen, 

2. den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen 
der jungen Menschen und der Personensorgeberechtigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und 

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben rechtzeitig und 
ausreichend zu planen; dabei ist Vorsorge zu treffen, dass auch ein 
unvorhergesehener Bedarf befriedigt werden kann. 

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so geplant werden, dass insbesondere 

1. Kontakte in der Familie und im sozialen Umfeld erhalten und gepflegt werden 
können, 

2. ein möglichst wirksames, vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Angebot 
von Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist, 

3. junge Menschen und Familien in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen 
besonders gefördert werden, 

4. Mütter und Väter Aufgaben in der Familie und Erwerbstätigkeit besser 
miteinander vereinbaren können. 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung frühzeitig zu beteiligen. Zu diesem 
Zwecke sind sie vom Jugendhilfeausschuss, soweit sie überörtlich tätig sind, im 
Rahmen der Jugendhilfeplanung des überörtlichen Trägers vom 
Landesjugendhilfeausschuss zu hören. Das Nähere regelt das Landesrecht. 

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen darauf hinwirken, dass die 
Jugendhilfeplanung und andere örtliche und überörtliche Planungen aufeinander 
abgestimmt werden und die Planungen insgesamt den Bedürfnissen und 
Interessen der jungen Menschen und ihrer Familien Rechnung tragen. 
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https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/80.html  

Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und 
Sozialdatenschutz - (SGB X) 

§ 67 SGB X Begriffsbestimmungen 
(1) Die nachfolgenden Begriffsbestimmungen gelten ergänzend zu Artikel 4 der 
Verordnung (EU) 679/2016 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 
April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 
1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden 
Fassung. 

(2) 1Sozialdaten sind personenbezogene Daten (Artikel 4 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 679/2016), die von einer in § 35 des Ersten Buches genannten 
Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach diesem Gesetzbuch verarbeitet werden. 
2Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind alle betriebs- oder geschäftsbezogenen 
Daten, auch von juristischen Personen, die Geheimnischarakter haben. 

(3) Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses Kapitel angewandt wird, 
auch 

1. Aufgaben auf Grund von Verordnungen, deren Ermächtigungsgrundlage sich 
im Sozialgesetzbuch befindet, 

2. Aufgaben auf Grund von über- und zwischenstaatlichem Recht im Bereich der 
sozialen Sicherheit, 

3. Aufgaben auf Grund von Rechtsvorschriften, die das Erste und das Zehnte 
Buch für entsprechend anwendbar erklären, und 

4. 1Aufgaben auf Grund des Arbeitssicherheitsgesetzes und Aufgaben, soweit sie 
den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen durch Gesetz zugewiesen sind. 
2§ 8 Absatz 1 Satz 3 des Arbeitssicherheitsgesetzes bleibt unberührt. 

(4) 1Werden Sozialdaten von einem Leistungsträger im Sinne von § 12 des Ersten 
Buches verarbeitet, ist der Verantwortliche der Leistungsträger. 2Ist der 
Leistungsträger eine Gebietskörperschaft, so sind der Verantwortliche die 
Organisationseinheiten, die eine Aufgabe nach einem der besonderen Teile dieses 
Gesetzbuches funktional durchführen. 

(5) Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche und juristische Personen, 
Gesellschaften und andere Personenvereinigungen des privaten Rechts, soweit sie 
nicht unter § 81 Absatz 3 fallen. 

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/67.html  

§ 67a SGB X Erhebung von Sozialdaten 

(1) 1Die Erhebung von Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten Buches genannten 
Stellen ist zulässig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung einer Aufgabe der erhebenden 
Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist. 2Dies gilt auch für die Erhebung 
der besonderen Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 
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Absatz 1 der Verordnung (EU) 679/2016. 3§ 22 Absatz 2 des 
Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend. 

(2) 1Sozialdaten sind bei der betroffenen Person zu erheben. 2Ohne ihre 
Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden 

1. bei den in § 35 des Ersten Buches oder in § 69 Absatz 2 genannten Stellen, 
wenn 

a) diese zur Übermittlung der Daten an die erhebende Stelle befugt sind, 

b) die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde und 

c) keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt werden, 

2. bei anderen Personen oder Stellen, wenn 

a) eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei ihnen zulässt oder die Übermittlung an 
die erhebende Stelle ausdrücklich vorschreibt oder 

b) aa) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art nach eine Erhebung bei 
anderen Personen oder Stellen erforderlich machen oder 

bb) die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde 

und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt werden. 

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/67a.html  

§ 67b SGB X Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung 
der Verarbeitung und Löschung von Sozialdaten 

(1) 1Die Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung der 
Verarbeitung und Löschung von Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stellen ist zulässig, soweit die nachfolgenden Vorschriften oder eine 
andere Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch es erlauben oder anordnen. 2Dies 
gilt auch für die besonderen Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des 
Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 679/2016. 3Die Übermittlung von 
biometrischen, genetischen oder Gesundheitsdaten ist abweichend von Artikel 9 
Absatz 2 Buchstabe b, d bis j der Verordnung (EU) 679/2016 nur zulässig, soweit 
eine 

gesetzliche Übermittlungsbefugnis nach den §§ 68 bis 77 oder nach einer anderen 
Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vorliegt. 4§ 22 Absatz 2 des 
Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend. 

(2) 1Zum Nachweis im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
679/2016, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten eingewilligt hat, soll die Einwilligung schriftlich oder 
elektronisch erfolgen. 2Die Einwilligung zur Verarbeitung von genetischen, 
biometrischen oder Gesundheitsdaten oder Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen 
hat schriftlich oder elektronisch zu erfolgen, soweit nicht wegen besonderer 
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Umstände eine andere Form angemessen ist. 3Wird die Einwilligung der 
betroffenen Person eingeholt, ist diese auf den Zweck der vorgesehenen 
Verarbeitung, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung sowie auf die 
jederzeitige Widerrufsmöglichkeit gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
679/2016 hinzuweisen. 

(3) 1Die Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten zu 
Forschungszwecken kann für ein bestimmtes Vorhaben oder für bestimmte 
Bereiche der wissenschaftlichen Forschung erteilt werden. 2Im Bereich der 
wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 2 auch dann vor, wenn durch die Einholung einer schriftlichen oder 
elektronischen Einwilligung der Forschungszweck erheblich beeinträchtigt würde. 
3In diesem Fall sind die Gründe, aus denen sich die erhebliche Beeinträchtigung 
des Forschungszweckes ergibt, schriftlich festzuhalten. 

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/67b.html  

§ 67c SGB X Zweckbindung sowie Speicherung, Veränderung und Nutzung von 
Sozialdaten zu anderen Zwecken 

(1) 1Die Speicherung, Veränderung oder Nutzung von Sozialdaten durch die in § 
35 des Ersten Buches genannten Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung der in 
der Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden gesetzlichen Aufgaben nach 
diesem Gesetzbuch erforderlich ist und für die Zwecke erfolgt, für die die Daten 
erhoben worden sind. 2Ist keine Erhebung vorausgegangen, dürfen die Daten nur 
für die Zwecke geändert oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden sind. 

(2) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten dürfen von demselben Verantwortlichen 
für andere Zwecke nur gespeichert, verändert oder genutzt werden, wenn 

1. die Daten für die Erfüllung von Aufgaben nach anderen Rechtsvorschriften 
dieses Gesetzbuches als diejenigen, für die sie erhoben wurden, erforderlich sind, 

2. es zur Durchführung eines bestimmten Vorhabens der wissenschaftlichen 
Forschung oder Planung im Sozialleistungsbereich erforderlich ist und die 
Voraussetzungen des § 75 Absatz 1, 2 oder 4a Satz 1 vorliegen. 

(3) 1Eine Speicherung, Veränderung oder Nutzung von Sozialdaten ist zulässig, 
wenn sie für die Wahrnehmung von Aufsichts-, Kontroll- und 
Disziplinarbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von 
Organisationsuntersuchungen für den Verantwortlichen erforderlich ist. 2Das gilt 
auch für die Veränderung oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken 
durch den Verantwortlichen, soweit nicht überwiegende schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person entgegenstehen. 

(4) Sozialdaten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der 
Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer 
Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke 
verändert, genutzt und in der Verarbeitung eingeschränkt werden. 

(5) 1Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Planung im 
Sozialleistungsbereich erhobene oder gespeicherte Sozialdaten dürfen von den in 
§ 35 des Ersten Buches genannten Stellen nur für ein bestimmtes Vorhaben der 
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wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbereich oder der Planung im 
Sozialleistungsbereich verändert oder genutzt werden. 2Die Sozialdaten sind zu 
anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Planungszweck möglich 
ist. 3Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren 
Person zugeordnet werden können. 4Sie dürfen mit den Einzelangaben nur 
zusammengeführt werden, soweit der Forschungs- oder Planungszweck dies 
erfordert. 

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/67c.html  

§ 67d SGB X Übermittlungsgrundsätze 

(1) 1Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Bekanntgabe von Sozialdaten durch 
ihre Weitergabe an einen Dritten oder durch die Einsichtnahme oder den Abruf 
eines Dritten von zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltenen Daten trägt die 
übermittelnde Stelle. 2Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die 
Daten übermittelt werden, trägt dieser die Verantwortung für die Richtigkeit der 
Angaben in seinem Ersuchen. 

(2) Sind mit Sozialdaten, die übermittelt werden dürfen, weitere personenbezogene 
Daten der betroffenen Person oder eines Dritten so verbunden, dass eine Trennung 
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch 
dieser Daten nur zulässig, wenn schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 
oder eines Dritten an deren Geheimhaltung nicht überwiegen; eine Veränderung 
oder Nutzung dieser Daten ist unzulässig. 

(3) Die Übermittlung von Sozialdaten ist auch über Vermittlungsstellen im Rahmen 
einer Auftragsverarbeitung zulässig. 

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/67d.html  

§ 69 SGB X Übermittlung für die Erfüllung sozialer Aufgaben 

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist 

1. für die Erfüllung der Zwecke, für die sie erhoben worden sind, oder für die 
Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe der übermittelnden Stelle nach diesem 
Gesetzbuch oder einer solchen Aufgabe des Dritten, an den die Daten übermittelt 
werden, wenn er eine in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle ist, 

2. für die Durchführung eines mit der Erfüllung einer Aufgabe nach Nummer 1 
zusammenhängenden gerichtlichen Verfahrens einschließlich eines 
Strafverfahrens oder 

3. für die Richtigstellung unwahrer Tatsachenbehauptungen der betroffenen 
Person im Zusammenhang mit einem Verfahren über die Erbringung von 
Sozialleistungen; die Übermittlung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die 
zuständige oberste Bundes- oder Landesbehörde. 

(2) Für die Erfüllung einer gesetzlichen oder sich aus einem Tarifvertrag 
ergebenden Aufgabe sind den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen 
gleichgestellt 
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1. die Stellen, die Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, dem 
Bundesentschädigungsgesetz, dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz, dem 
Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, dem Gesetz über die Entschädigung für 
Strafverfolgungsmaßnahmen, dem Unterhaltssicherungsgesetz, dem 
Beamtenversorgungsgesetz und den Vorschriften, die auf das 
Beamtenversorgungsgesetz verweisen, dem Soldatenversorgungsgesetz, dem 
Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz und den Vorschriften der 
Länder über die Gewährung von Blinden- und Pflegegeldleistungen zu erbringen 
haben, 

2. die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 
Absatz 2 des Tarifvertragsgesetzes, die Zusatzversorgungseinrichtungen des 
öffentlichen Dienstes und die öffentlich-rechtlichen 
Zusatzversorgungseinrichtungen, 

3. die Bezügestellen des öffentlichen Dienstes, soweit sie kindergeldabhängige 
Leistungen des Besoldungs-, Versorgungs- und Tarifrechts unter Verwendung von 
personenbezogenen Kindergelddaten festzusetzen haben. 

(3) Die Übermittlung von Sozialdaten durch die Bundesagentur für Arbeit an die 
Krankenkassen ist zulässig, soweit sie erforderlich ist, den Krankenkassen die 
Feststellung der Arbeitgeber zu ermöglichen, die am Ausgleich der 
Arbeitgeberaufwendungen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz teilnehmen. 

(4) Die Krankenkassen sind befugt, einem Arbeitgeber mitzuteilen, ob die Fortdauer 
einer Arbeitsunfähigkeit oder eine erneute Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitnehmers 
auf derselben Krankheit beruht; die Übermittlung von Diagnosedaten an den 
Arbeitgeber ist nicht zulässig. 

(5) Die Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig für die Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben der Rechnungshöfe und der anderen Stellen, auf die § 67c Absatz 3 Satz 
1 Anwendung findet. 

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/69.html  

Gesetz zur Kooperation und Koordination im Kinderschutz (KKG)  

KKG 

Ausfertigungsdatum: 22.12.2011 

Vollzitat: 

"Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2975), das zuletzt 

durch Artikel 20 Absatz 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234) 
geändert worden ist" 

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 20 Abs. 1 G v. 23.12.2016 I 3234 

Fußnote 

(+++ Textnachweis ab: 1.1.2012 +++) 
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Das G wurde als Artikel 1 des G v. 22.12.2011 I 2975 vom Bundestag mit 
Zustimmung des Bundesrates beschlossen. Es ist gem. Art. 6 dieses G am 
1.1.2012 in Kraft getreten. 

§ 1 Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung 

(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu schützen 
und ihre körperliche, geistige und seelische Entwicklung zu fördern. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen sind das natürliche Recht 
der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht 
die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, soweit erforderlich, Eltern bei der 
Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung zu 
unterstützen, damit 

1.   sie im Einzelfall dieser Verantwortung besser gerecht werden können, 

2.   im Einzelfall Risiken für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 
frühzeitig erkannt werden und 

3.   im Einzelfall eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen 
vermieden oder, falls dies im Einzelfall nicht mehr möglich ist, eine weitere 
Gefährdung oder Schädigung abgewendet werden kann. 

(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Eltern bei der Wahrnehmung 
ihres Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung durch die staatliche 
Gemeinschaft insbesondere auch Information, Beratung und Hilfe. Kern ist die 
Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, koordinierten und multiprofessionellen 
Angebots im Hinblick auf die Entwicklung von Kindern 

vor allem in den ersten Lebensjahren für Mütter und Väter sowie schwangere 
Frauen und werdende Väter (Frühe Hilfen). 

§ 2 Information der Eltern über Unterstützungsangebote in Fragen der 
Kindesentwicklung 

(1) Eltern sowie werdende Mütter und Väter sollen über Leistungsangebote im 
örtlichen Einzugsbereich zur Beratung und Hilfe in Fragen der Schwangerschaft, 
Geburt und der Entwicklung des Kindes in den ersten Lebensjahren informiert 
werden. 

(2) Zu diesem Zweck sind die nach Landesrecht für die Information der Eltern nach 
Absatz 1 zuständigen Stellen befugt, den Eltern ein persönliches Gespräch 
anzubieten. Dieses kann auf Wunsch der Eltern in ihrer Wohnung stattfinden. 
Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, bezieht sich die in Satz 1 
geregelte Befugnis auf die örtlichen Träger der Jugendhilfe. 

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 

(1) In den Ländern werden insbesondere im Bereich Früher Hilfen flächendeckend 
verbindliche Strukturen der Zusammenarbeit der zuständigen Leistungsträger und 
Institutionen im Kinderschutz mit dem Ziel aufgebaut und weiterentwickelt, sich 
gegenseitig über das jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum zu informieren, 
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strukturelle Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung zu klären sowie 
Verfahren im Kinderschutz aufeinander abzustimmen. 

(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Einrichtungen und Dienste der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe, Einrichtungen und Dienste, mit denen Verträge nach § 76 
Absatz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestehen, Gesundheitsämter, 
Sozialämter, Schulen, Polizei- und Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, 
Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförderstellen, Beratungsstellen 
für soziale Problemlagen, Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, Einrichtungen und Dienste zur 
Müttergenesung sowie zum Schutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, 
Familienbildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der Heilberufe 
einbezogen werden. 

(3) Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, soll die verbindliche 
Zusammenarbeit im Kinderschutz als Netzwerk durch den örtlichen Träger der 
Jugendhilfe organisiert werden. Die Beteiligten sollen die Grundsätze für eine 
verbindliche Zusammenarbeit in Vereinbarungen festlegen. Auf vorhandene 
Strukturen soll zurückgegriffen werden. 

(4) Dieses Netzwerk soll zur Beförderung Früher Hilfen durch den Einsatz von 
Familienhebammen gestärkt werden. Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend unterstützt den Aus- und Aufbau der Netzwerke 
Frühe Hilfen und des Einsatzes von Familienhebammen auch unter Einbeziehung 
ehrenamtlicher Strukturen durch eine zeitlich auf vier Jahre befristete 
Bundesinitiative, die im Jahr 2012 mit 30 Millionen Euro, im Jahr 2013 mit 45 
Millionen Euro und in den Jahren 2014 und 2015 mit 51 Millionen Euro ausgestattet 
wird. 

Nach Ablauf dieser Befristung wird der Bund einen Fonds zur Sicherstellung der 
Netzwerke Frühe Hilfen und der psychosozialen Unterstützung von Familien 
einrichten, für den er jährlich 51 Millionen Euro zur Verfügung stellen wird. Die 
Ausgestaltung der Bundesinitiative und des Fonds wird in 
Verwaltungsvereinbarungen geregelt, die das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen mit den Ländern schließt. 

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei 
Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden 

1.   Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen 
eines anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der 
Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

2.   Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter 
wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 

3.   Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie 
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4.   Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von 
einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
anerkannt ist, 

5.   Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 
3 und 8 des 

Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6.   staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich 
anerkannten Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder 

7.   Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten 
Schulen 

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen 
sie mit dem Kind oder Jugendlichen und den Personensorgeberechtigten die 
Situation erörtern und, soweit erforderlich, bei den Personensorgeberechtigten auf 
die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz 
des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der 
Kindeswohlgefährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem 
Zweck befugt, dieser Person die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor 
einer Übermittlung der Daten sind diese zu pseudonymisieren. 

(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein 
Vorgehen nach Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen 
ein Tätigwerden des Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das 
Jugendamt zu informieren; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei 
denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage 
gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die Personen nach Satz 1 befugt, dem 
Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kkg/BJNR297510011.html  

Strafgesetzbuch (StGB)  

§ 34 StGB Rechtfertigender Notstand 

Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, 
Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die 
Gefahr von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn 
bei Abwägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen 
Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte 
Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die 
Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden. 

https://dejure.org/gesetze/StGB/34.html   
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§ 219 StGB Beratung der Schwangeren in einer Not- und Konfliktlage 

(1) Die Beratung dient dem Schutz des ungeborenen Lebens. Sie hat sich von dem 
Bemühen leiten zu lassen, die Frau zur Fortsetzung der Schwangerschaft zu 
ermutigen und ihr Perspektiven für ein Leben mit dem Kind zu eröffnen; sie soll ihr 
helfen, eine verantwortliche und gewissenhafte Entscheidung zu treffen. Dabei 
muss der Frau bewusst sein, dass das Ungeborene in jedem Stadium der 
Schwangerschaft auch ihr gegenüber ein eigenes Recht auf Leben hat und dass 
deshalb nach der Rechtsordnung ein Schwangerschaftsabbruch nur in 
Ausnahmesituationen in Betracht kommen kann, wenn der Frau durch das 
Austragen des Kindes eine Belastung erwächst, die so schwer und 
außergewöhnlich ist, dass sie die zumutbare Opfergrenze übersteigt. Die Beratung 
soll durch Rat und Hilfe dazu beitragen, die in Zusammenhang mit der 
Schwangerschaft bestehende Konfliktlage zu bewältigen und einer Notlage 
abzuhelfen. Das Nähere regelt das Schwangerschaftskonfliktgesetz. 

(2) Die Beratung hat nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz durch eine 
anerkannte Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle zu erfolgen. Die 
Beratungsstelle hat der Schwangeren nach Abschluss der Beratung hierüber eine 
mit dem Datum des letzten Beratungsgesprächs und dem Namen der 
Schwangeren versehene Bescheinigung nach Maßgabe des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes auszustellen. Der Arzt, der den Abbruch der 
Schwangerschaft vornimmt, ist als Berater ausgeschlossen. 

https://dejure.org/gesetze/StGB/219.html  


